
6 Dienstag, 21. Mai 2024PRO Global

Die Qualität von Bildung und Wissen spielt eine
zentrale Rolle für die Wettbewerbsfähigkeit von
Nationen.Doch in Europa steht es damit nicht zum
Besten, wie die Ergebnisse der neusten Pisa-Tests
zeigen.DieFähigkeiten vonEuropasFünfzehnjähri-
gen haben im deutschsprachigen Raum nachgelas-
sen.Wie ist das zu interpretieren,was ist losmit dem
Bildungswesen? Es war der Nobelpreisträger Gary
Becker, der darauf hinwies, dass diese Fähigkeiten,
dasHumankapital desEinzelnen,alsResultat ratio-
naler Investitionsentscheidungen verstanden wer-
den können. Kinder und Jugendliche beziehungs-
weise deren Eltern investieren in Bildung, Gesell-
schaften ins Bildungswesen – um später mehr zu
verdienen beziehungsweise produktiver zuwerden.

Nimmt man die Ergebnisse der letzten Pisa-
Tests zum Massstab, so zeigt sich auf den ersten
Blick, dass die in den Pisa-Studien erfassten durch-
schnittlichen mathematischen Fähigkeiten von
Fünfzehnjährigen in einem engen Verhältnis zum
Wohlstand eines Landes stehen. Staaten, in denen
die Schülerinnen und Schüler eine bessere Grund-
ausbildung haben, sind auch reicher.

Geld ist viel, aber nicht alles
Nicht per se klar ist allerdings die Kausalität. Rei-
chere Länder sind nicht nur wohlhabend, weil sie
auf Erwerbstätige zählen können, die als Schüler
eine gute Ausbildung genossen haben, sie können
auch mehr ausgeben für ihr Bildungswesen. Mehr
Geld sollte sich in einer höheren Qualität nieder-
schlagen. Allerdings ist Geld nicht alles. Betrach-
tet man Europa näher, so zeigen sich ausgeprägte
Unterschiede zwischendennordischen,angelsächsi-
schenundBenelux-Ländern einerseits undden süd-
lichen und östlichen Staaten andererseits.Doch ob-
wohl etwa Polen und Tschechen ärmer sind als die
Deutschen, schneidet deren Bildungswesen besser
ab als das deutsche. Letztgenanntes produziert ge-
nauso wie das französische ziemlich durchschnitt-
liche europäische Qualität, die damit allerdings das
US-amerikanische Bildungswesen knapp schlägt.
Alles halb so schlimm also mit den gegenwärtigen
Sorgen um Europas Wettbewerbsfähigkeit? Das
wäre voreilig.

Erstens wirkt sich die Bildungsqualität verzögert
aus. Zweitens spiegeln die hier verwandten Pisa-
Ergebnisse nur die durchschnittlichen mathemati-
schen Fähigkeiten von Fünfzehnjährigen.Die USA
etwa haben ein gemessen an ihrem Wohlstand im
Durchschnitt nur sehr mittelmässiges Bildungs-
wesen, doch gelingt es ihnen, Exzellenz an der
Spitze zu sichern, wie die Spitzenuniversitäten zei-
gen. In den USA besucht jeder zehnte Schüler eine
private Bildungsinstitution, doch unter denAbgän-
gern der Spitzenuniversitäten haben vier von zehn
eine private Schule besucht. Drittens zeigt sich bei
diesen Tests in den vergangenen 15 Jahren eine be-
unruhigendeTendenz:Die Fähigkeiten der Jugend-
lichen nehmen ab.

Der ausgeprägte Rückschlag der Deutschen im
Test von 2022 mag mit den rigorosen Pandemie-
Massnahmen undmit durch die sozialen Netzwerke
veränderten Lern- und Aufmerksamkeitsmustern
der Schüler zusammenhängen und auch sonst ver-
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schiedene Ursachen haben. Doch die Vermutung
liegt nahe, dass es in den Schulen an Leistungsdruck
fehlt, Exzellenz zu produzieren, sonst hätten viele
Schulen und ihre Lehrer sich während der Pande-
mie in Deutschland auch um den Lernerfolg der
Schüler gesorgt.

Ökonomisch gesehen hängt ein Leistungsabfall
jedenfalls meistens mit mangelndem Wettbewerb
zusammen. Der Ökonomie-Nobelpreisträger Mil-
ton Friedman diagnostizierte bereits 1955 in seinem
Essay «TheRoleofGovernment inEducation» einen
besorgniserregenden Trend zu einer immer grösse-
ren politischen Einflussnahme im Bildungswesen.
Dabei kannte er die inzwischen in Europa verbrei-
tete wirtschaftskritische Sozialisierung und Politi-
sierung von Bildungsinstitutionen noch gar nicht.

Friedman plädierte für freie Schulwahl und
freien Wettbewerb zwischen staatlichen und pri-
vaten Anbietern. Um gleiche Bildungschancen für
alle zu gewähren, schlug der Ökonom einVoucher-
System vor, bei dem die Eltern bereits die Grund-
schule ihres Kindes frei wählen können und diese
mit staatlichen Bildungsgutscheinen (Voucher) be-
zahlen. Interessant ist in dem Zusammenhang die
Rolle der frühkindlichen Kindertagesstätten, die in
den vergangenen beiden Jahrzehnten im deutsch-
sprachigen Raum an Bedeutung gewonnen haben.
Hier herrscht vor allem in Deutschland, aber auch
in Österreich ein regerWettbewerb zwischen staat-
lichen und privaten Anbietern.

Die privaten Anbieter sind erfahrungsgemäss
flexibler darin, auf spezifischeWünsche der Eltern
einzugehen. Doch mit dem Eintritt in die Grund-
schule verlassen die privatenAnbieter in allen drei
Ländern grösstenteils die Bühne und werden durch
staatliche Schulen ersetzt. Echter Wettbewerb fin-
det so kaum mehr statt. In ganz Europa sind beim
Angebot von Primarschulbildung private Schulen
fast überall eine Randerscheinung.Ausnahmen bil-
den Belgien (53,9 Prozent), Grossbritannien (35,4)
und Spanien (32,2), wo der Staat unterschiedliche
Schulen lizenziert und finanziert.

Fehlende Zusammenhänge
Schweden beherzigte 1992 den Rat von Milton
Friedman und führte ein Schulsystem mit Bil-
dungsgutscheinen ein, bei dem die Finanzierung
dem Schüler folgt und Eltern die Schule frei wäh-
len können. Damit wurde der Markteintritt von
lizenzierten privaten Anbietern explizit gefördert.
In Schweden leisten diese laut der Organisation für
ökonomische Zusammenarbeit und Entwicklung
(OECD) nun 12,5 Prozent der Primarschulausbil-
dung. In Deutschland (5,3),Österreich (6,3) und der
Schweiz (6,5 Prozent) wird der Wettbewerb durch
private Grundschulanbieter hingegen kaum geför-
dert und spielt eine sehr geringe Rolle. Das führt
zur naheliegendenHypothese, dass die Qualität des

Bildungswesens in Ländern, die mehrWettbewerb
durch private Schulen kennen, höher sein sollte als
in stark staatlich geprägten Systemen ohne freie
Schulwahl. Umso irritierender wirkt, dass die Kor-
relation zwischen den Ergebnissen im Pisa-Test und
demAnteil privater Schulen schwache 0,20 beträgt.
Erweitert man das Sample um alle OECD-Länder
(inklusive der USA, Japans, Australiens, Neusee-
lands sowie ärmerer Staaten wie Chile, Kolumbien
und Costa Rica), fällt der Zusammenhang gar mit
einer Korrelation von –0,27 gänzlich in sich zusam-
men.Offenbar spielen andere Faktoren als derAn-
teil der Privatschulen eine wichtigere Rolle.

Was könnte dahinterstecken? Erklärungs-
ansätze für das Paradoxon:

� Hauptsache, es gibt viel Geld pro Schüler, der
Rest ist weniger wichtig. Genügend finanzielle
Mittel sind sicher hilfreich, aber Geld ist nicht alles.
Deutschland ist reicher als Polen und Tschechien,
aber am Ende seiner Grundschule sind die mathe-
matischen Fähigkeiten seiner Schüler geringer.

� Private Schulen fördern bloss die Exzellenz der
Besten, was zu mehr Segregation führt.Auch die
Korrelation zwischen dem Abschneiden der bes-
ten 10 Prozent und demAnteil an Privatschulen ist
in Europa mit 0,22 sehr gering. Schwedens Grund-
schule, die ein Voucher-System kennt und Privat-
schulen gefördert hat, produziert imMittel genauso
wie bei den Besten nur leicht überdurchschnitt-
liche Qualität, Polen, wo nur 7 Prozent eine pri-
vate Schule besuchen, schneidet leicht besser ab.
Auch die 10 Prozent der Besten in den USA meis-
tern den Pisa-Test international gesehen durch-
schnittlich. Und im stark auf Privatschulen setzen-
den Grossbritannien können sie zwar etwas bessere
Leistungen in Mathematik erbringen, aber immer
noch weniger gute als die überwiegend einheitlich
staatlich ausgebildeten Schweizer.

� Die schiere Existenz von privaten Schulen
zwingt die staatlichen zu Qualität. Allerdings
sind in der Schweiz die Pisa-Ergebnisse überdurch-
schnittlich gut, obwohl das Land keinVoucher-Sys-
tem und keine freie Schulwahl kennt.

� Wettbewerb findet zwischen staatlichen
Schulen statt. Das wäre zu wünschen, aber in der
Schweiz wird die Schule zugeteilt. Schulwahl ist nur
über einen Umzug möglich.

� Private Schulen werden in Europa so stark
reguliert, dass sie sich nicht mehr wesentlich von
staatlichen unterscheiden können. Dafür spricht
vieles. Private Schulen sind oft privat,weil sie nebst
dem generellen Curriculum zusätzlich eigene An-
liegen fördern (Kreativität, Religion usw.).

� Entscheidungen für private Schulen berück-
sichtigen den gesellschaftlichen Nutzen zu we-
nig. Argumentiert wird oft, dass Eltern bei freier
Schulwahl für ihre Kinder die gesellschaftlich «fal-
schen» Investitionsentscheidungen treffen würden,
da sie den Wert von gesellschaftlich erwünschten
Fähigkeiten wie Konsens- und Demokratiefähig-
keit oder Staatskunde zu wenig berücksichtigten.
Dazu brauche es staatliche Schulen, welche die er-
wünschten positiven gesellschaftlichen Externali-
täten sicherstellen. Dem ist allerdings entgegenzu-
halten, dass der Staat auch von privaten Bildungs-
institutionen verlangen kann, solchenAnforderun-
gen des gesellschaftlich Erwünschten zu genügen.

� Mathematische Fähigkeiten sind das falsche
Qualitätsmerkmal. Es geht darum, kritisch denken
zu lernen und staatlicher Ideologisierung und Pro-
paganda vorzubeugen.

Der genaue Zusammenhang zwischen dem Ange-
bot an privaten Schulen und der Leistungsfähig-
keit des Bildungswesens ist komplex. Zu klären,
ob Staaten, in denen private Anbieter eine grös-
sere Rolle spielen, systematisch besser abschnei-
den, wenn man alle anderen Faktoren berücksich-
tigt,muss vertieftenAnalysen vorbehalten bleiben.

Doch das letzte Argument ist wohl das wich-
tigste: Die Existenz alternativer Schulen und der
möglichst freie Zugang dazu verhindert russisch-
chinesische Zustände. Autoritäre Politik verwan-
delt Schulen von einemOrt derWissensvermittlung
und der kritischen Auseinandersetzung in einen
Ort der Propaganda und Indoktrination.

Darüber hinaus bleibt die Erkenntnis, dass ein
hohes Mass an schulischer Leistung und Aufklä-
rung sowie marktwirtschaftlicher Orientierung die
beste Grundlage ist, um den wirtschaftlichenWett-
bewerb mit den USA und anderen Ländern nicht
zu verlieren.Weil ein reger Wettbewerb das geeig-
netste Mittel ist, um Leistung und Kreativität zu
fördern, wären die europäischen Länder – nicht
zuletzt die Schweiz und Deutschland – gut bera-
ten, denWettbewerb zwischen privaten und öffent-
lichen Schulen sowie zwischen den öffentlichen
Schulen untereinander zu fördern und transparen-
ter zu machen. Zugleich sollten sie ihn nicht mit
übermässiger Regulierung gleich wieder ersticken.
Milton Friedmans Vorschlag hat nichts von seiner
Bedeutung verloren, er sollte freier und mutiger in
die Tat umgesetzt werden.
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Kostenbremseinitiative ist keine Schuldenbremse
Der Vergleich der Gesundheitsinitiative der Mitte-Partei mit den Defizitregeln für die Bundesfinanzen führt in die Irre

HANSUELI SCHÖCHLI

Die Schuldenbremse des Bundes wirkt.
Gemäss ihren Regeln darf der Bund im
Durchschnitt von guten und schlech-
ten Wirtschaftsjahren kein Defizit pro-
duzieren. In den zwölf Jahren vor Ein-
führung der Schuldenbremse 2003 hatte
der Bund seine Bruttoschulden verdrei-
facht auf über 120 Milliarden Franken.
Danach sanken diese Schulden bis 2019
auf knapp 97 Milliarden Franken. Und
der Bund wurde ab 2003 nicht etwa zu
Tode gespart. Im Gegenteil: 2019 lagen
die Bundesausgaben pro Einwohner
und teuerungsbereinigt rund 14 Prozent
über dem Niveau von 2002.

Die Schuldenbremse dient als Kor-
rektiv zur Neigung von Politikern und
Stimmbürgern, kommenden Generatio-
nen gemäss dem Motto «nach uns die
Sintflut» hohe Hypotheken zu hinterlas-
sen. Ein Lehrbuchbeispiel für diese Nei-
gung liefert die AHV, die keine Schul-
denbremse kennt.

Polster für Corona-Krise

Dank der Stärkung der Bundesfinanzen
von 2003 bis 2019 konnte der Bund die
massiven Sonderausgaben während der
Corona-Krise ab 2020 relativ gut ver-
dauen. Die Bruttoschulden stiegen bis
Ende 2023 wieder auf 128 Milliarden
Franken. Die Krisenklausel der Schul-
denbremse ermöglichte in einer solchen
ausserordentlichen Lage den massiven
Schuldenanstieg; die Corona-Schul-
den sind indes laut geltenden Regeln
in Zukunft wieder abzubauen. Gemes-

sen an der Grösse der Gesamtwirtschaft
ist der Schuldenstand des Bundes zur-
zeit immer noch deutlich tiefer, als er es
unmittelbar vor Einführung der Schul-
denbremse war. Ohne Schuldenbremse
wären die Bundesschulden heute wahr-
scheinlich weit höher, als sie es sind.

4000 Franken pro Einwohner

Die Kostenbremseinitiative der Mitte-
Partei für das Gesundheitswesen ist laut
den Initianten dem Vorbild der Schul-
denbremse für die Bundesfinanzen
nachempfunden. Gemäss der Initiative
dürfen die Kosten in der obligatorischen

Krankenpflegeversicherung (OKP) pro-
zentual nicht mehr viel stärker steigen
als die Löhne und die Gesamtwirtschaft;
was dies genau heisst, müsste das Parla-
ment bei der Umsetzung der Initiative
entscheiden. Die Nettokosten der OKP
beliefen sich 2023 auf etwa 35 Milliarden
Franken – durchschnittlich rund 4000
Franken pro Einwohner. «Die Kosten-
bremse funktioniert wie die bewährte
Schuldenbremse des Bundes», schreibt
das Initiativkomitee im Abstimmungs-
büchlein der Regierung.

Kostendeckende Prämien

Dieser Vergleich ist irreführend. Und
dies, obwohl es zwei Parallelen gibt. Ers-
tens: Die Kostenbremseinitiative fordert
wie die Schuldenbremse des Bundes eine
abstrakte Regel, welche die konkreten
und haarigen Entscheide über allfällige
Sparmassnahmen offenlässt. Das mag die
Opposition der Stimmbürger begrenzen.
Und zweitens: Die Kostenbremseinitia-
tive brächte wohl wie die Schulden-
bremse gewissen Spardruck ins System.

Doch die Unterschiede sind bedeu-
tender. In der obligatorischen Kranken-

pflegeversicherung gibt es faktisch schon
seit je eine Art Schuldenbremse. Denn
die Prämien der Krankenkassen müssen
kostendeckend sein: Wenn die Kosten
steigen, dann steigen in der Folge auch
die Prämien. Die Kostenbremseinitia-
tive würde daran nichts ändern. Sie for-
dert aber (undefinierte) Sparmassnah-
men beim Überschreiten eines (unkla-
ren) Schwellenwerts des Kostenanstiegs.
Auf die Bundesfinanzen übertragen,
würde eine solche Forderung etwa Fol-
gendes heissen: Die Bundesausgaben
dürfen prozentual nicht stärker steigen
als ein zu definierender Schwellenwert.

Die geltenden Regeln der Schulden-
bremse für die Bundesfinanzen sagen
nichts darüber, ob Defizite durch Spar-
anstrengungen oder Mehreinnahmen
zu vermeiden sind. In diesem Sinn ist
die Kostenbremseinitiative restriktiver,
weil sie ausdrücklich Massnahmen auf
der Kostenseite verlangt.

Faktisch könnte sie auch in einem
zweiten Punkt restriktiver sein. Denn
die Gesundheitsausgaben wachsen der-
zeit «natürlicherweise» prozentual stär-
ker als die Gesamtwirtschaft und die
Löhne – jene beiden Kriterien, welche

die Initianten als Massstab verlangen.
Das überproportionale Kostenwachs-
tum im Gesundheitswesen hat vor allem
vier Gründe: die Alterung der Gesell-
schaft (die in jüngerer Zeit den Kosten-
anstieg um etwa 0,5 Prozentpunkte pro
Jahr erhöhte); die Zunahme des Wohl-
stands (welche die Nachfrage nach Ge-
sundheitsleistungen bis zu einem gewis-
sen Grad überproportional steigert);
medizinisch-technische Fortschritte, die
oft zu teureren Behandlungsmethoden
führen; sowie ein im gesamtwirtschaft-
lichen Vergleich eher unterdurchschnitt-
liches Wachstum der Arbeitsproduktivi-
tät im Gesundheitswesen.

Unklarer Schwellenwert

Laut Expertenberichten dürften etwa
10 bis 20 Prozent der Gesundheitsaus-
gaben unnötig sein. Doch selbst wenn
man optimistisch unterstellt, dass sich
diese Verschwendung innert zehn Jah-
ren halbieren liesse, könnte man bei der
Abschätzung eines «vernünftigen» Kos-
tenwachstums pro Jahr immer noch auf
eine Grössenordnung von 1 bis 2 Pro-
zentpunkten über dem Lohnwachstum

kommen. Ob die Kostenbremseinitia-
tive ein solches Kostenwachstum zu-
liesse, ist unklar.

Hinzu kommt ein fundamentaler
Unterschied in den Wirkungskanälen.
Die Schuldenbremse bei den Bundes-
finanzen wirkt direkt über das jährliche
Bundesbudget und ist damit verhält-
nismässig einfach umzusetzen. Es gibt
zwar gewisse Komplikationen techni-
scher Art (Berechnung des Konjunktur-
faktors zur Feststellung der zulässigen
Jahresausgaben) und jüngst auch politi-
scher Art (Neigung zur exzessiven Defi-
nition von «ausserordentlichen» Aus-
gaben zwecks Aushebelung der Grund-
regeln der Schuldenbremse). Doch im
Vergleich zur verlangten Kostenbremse
im Gesundheitswesen sind dies über-
schaubare Schwierigkeiten.

Zentrales Dekret reicht nicht

Eine Kostenbremse im Gesundheits-
wesen lässt sich nicht durch Parlaments-
beschluss via Bundesbudget durch-
setzen. Die Gesamtkosten des Systems
beruhen nicht auf Dekreten einer zen-
tralen Stelle. Diese Kosten sind das Er-
gebnis des komplexen Zusammenspiels
einer Vielzahl von Akteuren – nament-
lich von Ärzten, Spitälern, Patienten,
Krankenkassen, Heilmittelproduzen-
ten, Aufsichtsbehörden, Kantonen und
Stimmbürgern. Im Voraus sind die Ge-
sundheitskosten deshalb deutlich weni-
ger genau steuerbar als die Bundesaus-
gaben. Das Gleiche gilt für Korrektu-
ren im Nachhinein: Die Wirkung von
Massnahmen ist schwierig vorausseh-
bar, und bis die Folgen messbar sind,
kann es eine Weile dauern.

Die verlangte Kostenbremse könnte
nur indirekt Druck auf die diversen
möglichen Hebel zur Kostensteuerung
ausüben. Zu diesen Hebeln zählen etwa
die Tarifverträge der Krankenkassen
mit Ärzten, Spitälern und anderen Leis-
tungserbringern, die Spitalplanung der
Kantone, die Festlegung der Medika-
mentenpreise und die Sparanreize für
die diversen Akteure via gesetzliche
Rahmenbedingungen.

Im Vergleich zu einem Kostendach im
Gesundheitswesen entfaltet die Schul-
denbremse bei den Bundesfinanzen ihre
Wirkung mit schon fast klinischer Präzi-
sion. Dies heisst nicht, dass die verlangte
Kostenbremse im Gesundheitswesen
völlig wirkungslos wäre. Aber es bedeu-
tet, dass man bei der Abschätzung mög-
licher Wirkungen die Schuldenbremse
bei den Bundesfinanzen gescheiter nicht
zum Massstab nimmt.

Dora – der Stein des Anstosses
Sind Sexismus und Schikanen im Militär tatsächlich immer noch verbreitet? – Nein, sagt die Armee und will den Fall aufarbeiten

CHRISTIN SEVERIN

Aus der Rekrutenschule in Bière im
Waadtland erreicht uns ein Bild von
Dora: rote Lippen, schwarze Haare, tie-
fes Décolleté. Dora, so erfahren die jun-
gen Aufklärer von ihren Vorgesetzten,
soll über die Sitten wachen. Zwar nicht
über die Moral, aber über den Dress-
code der Rekruten. Aus diesem Grund
muss Dora immer da sein, in Griffnähe,
auch wenn sie unhandlich ist. Dora ist
ein Stein; ein sogenannter «Nef.»-Stein,
wobei «Nef.» für «Nicht erfüllt» steht.
Dem Betrachter fällt sofort auf: Dora
hat – ihrer Mission zum Trotz – keine
Augen. Solche braucht sie nach Ansicht
ihrer Erfinder offenbar nicht. Womög-
lich, weil sie sonst gut ausgestattet ist.

Ein Machtinstrument

Ist Dora im Jahr 2024 ein Problem? Man
kann sagen, sie sei eine Bagatelle, ein
verunglückter Scherz, eine spätpuber-
täre Grenzüberschreitung in einem
maskulin geprägten Umfeld. Dennoch
ist Dora ein Problem. Sie zeigt eine
schlechte Haltung.

Dora lastet auf dem Zug. Für die zar-
ten Rekruten ist die Frau eine Bürde. Sie
ist unbequem, unpraktisch und kann
nicht selbst laufen. Deshalb muss sie
auf den langen Fussmärschen getragen
werden. Dora I – obwohl attraktiv – ist
darum in Bière auch nie zu einer Tro-
phäe geworden. Gedacht und geblieben
ist sie als kleine Schikane – und Macht-
instrument des Wachtmeisters.

Nun ist es nicht einfach, der jungen
Generation Disziplin beizubringen, die
es im Militär entgegen allem Zeitgeist
doch noch braucht. Ob Schikane aller-
dings zum Ziel führt, darf bezweifelt
werden.

Niemand wollte die junge Frau mit
sich tragen. Die Regel lautete: Dora
zieht weiter, wenn ein Rekrut bei
einem anderen einen Fehler im Tenue
beobachtet: Béret schief auf dem Kopf,
Hemd nicht sauber in der Hose oder
sonstige Unzulänglichkeiten. «Es hat
mich immer genervt, wenn ich Dora
bekam», berichtet unser Informant, der
sich selbst YAP nennt. Er habe jeweils
überlegt, Dora zumindest nicht den
guten Kameraden aufzuhalsen. Man
merke: Dora begünstigt das Anschwär-

zen von Kameraden, nicht aber Korps-
geist und Zusammenhalt.

Eines Tages beim Appell war Dora
nicht zur Stelle. Unser Rekrut hatte sie
in seiner Packung (übersetzt: Rucksack)
am Rand der Wiese geplankt (abgestellt).
Dora I wurde daraufhin eingezogen und
durch Dora II ersetzt. Im grösseren For-
mat, schwerer, unhandlicher. Die Be-
gründung des Wachtmeisters: «Ihr habt
euch nicht genug um sie gekümmert.»

Unser Rekrut machte dem Wacht-
meister aber einen Strich durch die
Rechnung, indem er das dumme Spiel
durchbrach. Anstatt Dora II schnellst-
möglich an einen Kollegen abzudrücken,
entschloss sich YAP, Dora zu behalten.
Kein Anschwärzen mehr, keine Schi-

kane. Die Generation Z hat ihre eige-
nen Strategien. Dora II konnte die Stim-
mung im Zug nicht mehr vergiften. Ei-
nige Rekruten bedankten sich bei YAP.
Von unten kommen manchmal die bes-
seren Ideen als von oben.

Dass Dora I und II nicht sauber
sind, war dem Zugführer wohl bewusst.
Schliesslich wiesen sie ihre Aufklä-
rer an, Dora diskret zu handhaben und
nicht gross zu zeigen. Vielleicht hätten
sie doch den Roman «Codename Dora»
(auf Deutsch: «Dora meldet») von San-
dor Rado lesen sollen. Schliesslich war
Dora dort eine russische Spionin.

Abtransport im Mutterschiff

Nun sind die 18 Wochen der Rekru-
tenschule vorbei. Dora ist zu wün-
schen, dass sie nicht im Kinderschän-
der das Feld räumen musste – so wird
der Rucksack zärtlich genannt. Besser
wäre dann schon ein Abtransport im
Mutterschiff. Das Mutterschiff? Das ist
eine Tasche, die mit Rädern und einer
Traghilfe zu einem Rollkoffer umgebaut
wird. Warum der Koffer so heisst? Ver-
raten sei nur, dass es wohl um seinen

Kosenamen geht, die neckische Abkür-
zung. Sie fängt mit dem «Mu» von Mut-
terschiff an. Raten Sie selbst, worauf die
zweite Silbe (Schiff) im modernen Mili-
tär verkürzt wird. Manchmal staunt man,
was 2024 noch möglich ist.

Die NZZ hat der Armee die Ge-
legenheit zu einer Stellungnahme ge-
geben. Diese lautet wie folgt: «Die
Armeeführung toleriert keine Fälle von
Diskriminierung, Sexismus, Belästigung
oder anderen Formen der Verletzung
der menschlichen Würde und will, dass
konsequent dagegen vorgegangen und
nicht weggeschaut wird.»

Aufgrund der Anfrage der NZZ
führte die Armee ein Belehrungsge-
spräch mit dem Verantwortlichen. «Die-
ser hat erkannt, dass die Massnahme
nicht den Werten der Schweizer Armee
entspricht und übernimmt die Verant-
wortung. Er hat schriftlich garantiert,
solche und vergleichbare Massnahmen
in Zukunft zu unterlassen», heisst es in
der Stellungnahme. Der Sprecher weist
darauf hin, dass es sich bei der Figur
um die Zeichentrickgestalt Dora the
Explorer handelt. «Explorer» heisst auf
Deutsch Aufklärer.

Das Gesundheitswesen krankt an steigenden Kosten, die Behandlungsmethoden bereiten weitherum Kopfzerbrechen. ANNICK RAMP / NZZ

Kostenbremse
im Gesundheitswesen
Eidgenössische Abstimmung
vom 9. Juni 2024
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